
Brüssel/Frankfurt – Natürlich hat wohl
kaum ein Banker in Frankfurt damit ge-
rechnet, dass Angela Merkel die Anwer-
bung der Europäischen Bankenaufsicht
(Eba) gleich zur Chefsachemachen würde.
Aber etwas weniger Gleichgültigkeit hätte
man sich dann doch gewünscht. Als die
Bundeskanzlerin neulich in der Alten Bör-
se zuGastwar, umdenKontaktmit Frank-
furts Finanzwirtschaft wieder aufzufri-
schen, lobte sie zwar die Standortvorzüge
der Main-Metropole. Hier hätten viele In-
stitutionen ihre Heimat gefunden, darun-
ter „die Börse, die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht, die Bundes-
bank, die EZB und die europäische Versi-
cherungsaufsichtEiopa“.Dannaber lächel-
teMerkelwissend insPublikumundsagte,
was alle auch schon wussten: „Wir hätten
gernenochwas gehabt, aber egal, da sehen
wir jetzt drüber hinweg.“

„Aber egal“? Angesichts dieser Indiffe-
renz waren viele im Publikum doch er-
staunt, einige sogar entsetzt. Denn eigent-
lich hatte sich Frankfurt darauf einge-
stellt, mit der Europäischen Bankenauf-
sicht Eba eine weitere wichtige Behörde in
die Stadt zu holen. Dochdas ging bekannt-
lich schief. Paris erhielt vor knapp einem
Jahr den Zuschlag. Fast schon beispielhaft
zeigt die Bewerbung um die Eba, wie
Deutschland aus einer Mischung aus
Gleichgültigkeit und Kompetenzgerangel
den Zuschlag verspielt hat.

In Frankfurter Finanzkreisen ist man
ob dieser Niederlage gegen die französi-
sche Hauptstadt immer noch sauer. Denn
esgehtumdieNeuordnungvonEuropasFi-
nanzzentren. Londonmuss nach demBre-
xitMacht abgeben, derWegzug der Eba ist
da nur ein Indiz. Auch viele Banken verla-

gern ihre Standorte auf den Kontinent.
Frankfurt galt langealsGewinner,doch in-
zwischen mischt Paris kräftig mit – auch
dank der Eba.

Mit rund 200Mitarbeitern mag die Be-
hörde eher klein sein, doch Finanzaufse-
her wirken wie Magneten: Sie ziehen Ban-
ken an, die ihren Kontrolleuren möglichst
nahe seinwollen, und diese Banken ziehen
wiederumweitere Banken an. Die Ebahät-
te zudem gut reingepasst in das Frankfur-
ter Milieu, wo schon die EZB-Bankenauf-
sicht für die Euro-Zone ihren Sitz hat. Nun

gibt es sogar Gerüchte, die EZB-Banken-
aufseher mit ihren über 1000 Experten
könntenmittelfristig auch nach Paris um-
ziehen–umbeideBehördenzuverschmel-
zen.EinesolcheFusionwurdeschondisku-
tiert, als Frankfurt noch als künftiger Sitz
der Eba gehandelt wurde. Gertrud Traud,
Chefvolkswirtin der Landesbank Hessen-
Thüringen (Helaba), fürchtet,eskönnemit-
telfristig schwierigwerden, die fünfMal so
große Bankenaufsicht der EZB in Frank-
furt zu behalten.

Warum Deutschland das Rennen verlo-
ren hat, zeigt eine Zusammenfassung der
tabellarischen Bewerbung, die die EU-
Kommission im Internet veröffentlicht
hat. „Die Unterlagen weisen handwerkli-
cheFehler auf“, sagt einWirtschaftsprüfer,
der die zehn Seiten für die SZ analysiert
hat, aber namentlich nicht genannt wer-
den möchte. Man habe etwa versäumt auf
einen, wenn nicht den großen Vorteil
Frankfurts hinzuweisen:Die günstige Ver-
kehrslage und die kurzen Wege in der
Stadt.AuchdiewichtigeRollederEZB-Ban-
kenaufsicht fürdenStandortFrankfurtha-
be man zu wenig hervorgehoben. Ebenso
fehlte der deutliche Hinweis, dass es dort
englischsprachige Universitäten gebe.

Formal lag die Verantwortung für die
Bewerbung beimBundesfinanzministeri-
uminBerlin.Die schwarz-grüneLandesre-
gierung in Hessen war dafür zuständig,
die Informationen beizubringen. In dem
tabellarischen Fragenkatalog sollten die

Bewerberstädte ihreStandortvorteileher-
ausarbeiten. Legtman die Unterlagen von
Paris und Frankfurt nebeneinander, so
wirdschnelldeutlich,wasbereitsvielever-
mutet haben: Die Franzosen haben sich
deutlichmehrMühe gegeben.

Die hessische Landesregierung räumt
NachlässigkeitbeimAusfüllendesFragen-
katalogs ein. „In der Zusammenfassung
der EU-Kommission wurde in der Tat die
Detailtiefe der dargestellten Aspekte an-
gemerkt“, sagt ein Sprecher von Lucia
Puttrich, der Hessischen Ministerin für
Bundes- und Europaangelegenheiten.
Daher seien die genannten Punkte in ei-
ner Präsentation der Bewerbung in Brüs-
sel dargestellt worden. Zudem verweist
das Ministerium auf Dossiers, die der Be-
werbung beigelegt worden seien.

InBrüsselhatmansichzunächstgewun-
dert, dass sich Deutschlandmit seiner Be-
werbung fürdieEuropäischeArzneimittel-
Agentur (EMA) selbst Konkurrenzmachte.
Zwei europäische Behörden an Deutsch-
land in einem Aufwasch? Kaum möglich.
Allerdings hätte die Bundesregierung die
EMA-Bewerbung auch als Verhandlungs-
chip einsetzen können. Motto: Unterstützt
ein Land die Frankfurter Eba-Bewerbung,
ziehenwirunsereAmbitionen fürBonnzu-
rück. Aber selbst das blieb aus: Der Kampf
umdie Eba fiel in die Zeit der zähen Regie-
rungsbildung nach der Bundestagswahl;
hinzu kam eine NRW-Landesregierung,
dieBonnalsVerhandlungsmassenicht auf-
geben wollte. „Die deutsche Niederlage“,
so fasst es ein EU-Diplomat zusammen,
„hatte nicht zuletzt auch mit innerdeut-
schen Querelen zu tun“. Die EMA übrigens
zieht nun nach Amsterdam.
 a. mühlauer, m. schreiber, m. zydra

von cathrin gesellensetter

W
ennesumGesetzeundderenÄn-
derungen geht, entstehen unter
Druck manchmal Diamanten –

und manchmal großer Mist. Groß war
auch der Zeitdruck für die Einführung der
sogenannten Musterfeststellungsklage.
Gerade einmal zwei Wochen gab sich die
große Koalition im vergangenen Sommer,
umdieNovelle auf denWeg zubringen,die
vom 1. November an das Prozessrecht ent-
scheidend verändern wird. Der Zeitdruck
war deshalb so immens, weil die Ansprü-
che vieler von VW geprellten Dieselfahrer
zum Jahresende verjähren. Umdas zu ver-
hindern,musste dasGesetz vorher inKraft
treten. Das ist gelungen.

Doch ist die neue Klageform wirklich
der von Verbraucherschützern gepriesene
„Meilenstein“ in Sachen Verbraucher-
schutz?Werden Kunden, die sich betrogen
fühlen, imStreitmitgroßenKonzernen tat-
sächlich „einfacher und kostengünstiger
zuihremRechtkommen“,wieBundesjustiz-
ministerin Katarina Barley (SPD) glaubt?
Was Verbraucher wirklich von den neuen
Regeln erwarten dürfen, und warum es im
Rechtsstreit mit Großkonzernen noch im-
mer einen langenAtembraucht –diewich-
tigsten Fragen und Antworten:

Was bringt das neue Klageverfahren?
NormalerweisekannvordeutschenZivilge-
richtennurklagen,wer sich in seinenurei-
genen Rechten verletzt sieht. Verbraucher
mussten deshalb stets individuell prozes-
sieren, wenn bei ihnen durch das (behaup-
tete) Fehlverhalten eines Unternehmens
ein Schaden entstanden ist. Das ändert
sich nun.DieMusterfeststellungsklage er-
laubtesausgewähltenVerbraucherverbän-
den, stellvertretend für eine Vielzahl von
Privatpersonen vor Gericht zu ziehen und
wichtige Rechtsfragen für alle Beteiligten
verbindlich zu klären. Der Gesetzgeber
rechnet damit, dass die Gerichte sich pro
Jahr mit etwa 450 solcher Verfahren be-
schäftigen müssen. Zugeschnitten ist die
neueKlageformeinerseits aufMasseschä-
den wie im Fall VW, aber auch auf soge-
nannte Streuschäden. Darunter fallen et-
wa unerlaubte Bearbeitungsgebühren bei
Verbraucherkrediten oder rechtswidrige
PreiserhöhungenbeiTelefon-, Strom-und
Gasanbietern. In solchen Konstellationen
sind die Schäden für den Einzelnen so ge-
ring, dass sich eine Einzelklage nicht
lohnt. Die Musterfeststellungsklage soll
auchhiermehrWaffengleichheit zwischen
Verbrauchern undUnternehmen schaffen.

Wer darf klagen?
Umzuverhindern,dassdieMusterfeststel-
lungsklageeineKlageindustrienachame-
rikanischem Vorbild schafft, dürfen nur
sogenannte qualifizierte Einrichtungen
ein solches Verfahren anstrengen. „Unter
diesenBegriff fallen imWesentlichengro-
ße Interessenverbändewie etwaderADAC
oder die Verbraucherzentralen“, sagt
Claus Thiery, Rechtsanwalt, Partner und
Leiter des Geschäftsbereichs Dispute Re-
solution bei CMS Deutschland. Das erste
Verfahren dieser Art dürfte die Klage des
Verbraucherzentrale Bundesverbands ge-
gen VW sein. Ihr Ziel ist die Feststellung,
dass der Konzern Käufer vorsätzlich ge-
schädigt hat und ihnen daher Schadener-
satz schuldet. Der Verband hat angekün-
digt, die Klage direkt am 1. November ein-
reichen zu wollen.

Wer kann sich an einer Musterfeststel-
lungsklage beteiligen?
Verbraucher, die sich einem solchen Ver-
fahren anschließen wollen, müssen sich in
ein Klageregister eintragen, das das Bun-
desamtfür Justiz eröffnet:Kommen inner-
halb von zweiMonaten 50 oder mehrMel-
dungen zusammen, ist die Klage zulässig.

Welche Vorteile hat die Registrierung?
Verbraucher verhindern damit, dass ihre
Ansprüche verjähren, ohne selbst vor Ge-
richt ziehen zumüssen. Außerdemkönnen
sie davon profitieren, wenn das Verfahren
in ihrem Sinne ausgeht.

Bedeutet ein Erfolg vor Gericht, dass Ge-
schädigte automatisch Geld bekommen?
Nein. „Um individuelle Ansprüche durch-
zusetzen,muss jeder Verbraucher, der sich
an demVerfahren beteiligt hat, noch einen
weiteren, individuellen Prozess führen“,
sagt Rechtsanwalt Thiery. Für diese Folge-
prozesse sind die Aussagen des Musterur-
teils zwargrundsätzlichbindend.EinRest-
risiko bleibt aber. Der Grund: Gegenstand
derMusterfeststellungkönnennurFragen
sein,diealleBeteiligtengemeinsambetref-
fen. Wie hoch der individuelle Schaden je-
desEinzelnen ist, lässt sich auf dieseWeise
nicht klären. „Wer imFolgeprozess also ei-
ne zuhoheSummeeinklagt, läuft nachwie
vor Gefahr, trotz des positiven Feststel-
lungsurteils auf einem Teil der Kosten sit-
zen zu bleiben“,warnt Astrid Stadler, Jura-
Professorin aus Konstanz. „Dieses Risiko
werden längst nicht alle Geschädigten ein-
gehen.“Ebensowenig sei zuerwarten,dass
Verbraucher, die – etwa wegen zu hoher
Bankgebühren–einenBagatellschadener-

litten haben,massenweise vorGericht zie-
henwerden, nur weil es ein positives Fest-
stellungsurteil gibt. „Damit“, so Stadler,
„ist das Gesetz in weiten Teilen nutzlos.“
Immerhin: Einigen sich die Parteien des
Verfahrens auf einen Vergleich, erhalten
die Geschädigten ausnahmsweise doch ei-
nen direkten Ersatzanspruch. Das dürfte
in der Praxis aber selten vorkommen. „Für
Unternehmen ist es deutlich attraktiver,
dasMusterurteil undetwaigeFolgeprozes-
se abzuwarten, als ohne Not direkte Zah-

lungen an alle Geschädigten anzubieten“,
glaubt Stadler.

DrohenTeilnehmerneinerMusterfeststel-
lungsklage auch Nachteile?
Ja. Wer sich ins Klageregister eingetragen
hat, fürdengiltderRichterspruch– imGu-
ten wie im Schlechten. „Geht der Prozess
verloren,könnendie registriertenVerbrau-
cher ihre individuellen Schadenersatzan-
sprüche also nichtmehr gesondert geltend
machen“, warnt Juristin Stadler. In jedem

Fall brauchen Rechtsuchende einen lan-
genAtem. Für dieMusterfeststellungskla-
ge selbst sindzwarnur zwei Instanzenvor-
gesehen, sie geht direkt zu einemOberlan-
desgericht. „Da Verbraucher im Nachgang
an die Sammelklage aber noch individuell
prozessieren (und im schlimmsten Fall
drei Instanzen durchlaufenmüssen), kann
es Jahre dauern, bis über ihre Ansprüche
endgültig entschieden ist“, sagt Rechtsan-
waltThiery. „EffektiverRechtsschutz sieht
anders aus.“

München – 4,34 Milliarden Euro sind
auch für einen erfolgsverwöhnten Kon-
zern wie Google kein Pappenstiel. Deshalb
hatGoogle vergangeneWocheKlagegegen
das Rekordbußgeld eingereicht, das EU-
WettbewerbskommissarinMargretheVes-
tager dem Internetunternehmen aufge-
brummt hatte. Das aber schafft die Forde-
rung der EU nicht aus der Welt. Die Kom-
missionwirftdemKonzernunlauterePrak-
tiken beim Handy-Betriebssystem Andro-
id vor und verlangt diese zu unterbinden.

Google hat nun Vorschläge gemacht,
wiedasabdem29.Oktobervermiedenwer-
den soll.Wichtigster Änderungsvorschlag:

Gerätehersteller, die zwarGoogleAppswie
etwa denKartendienstMaps auf ihrenGe-
räten installieren wollen, müssen nicht
mehr zwangsweise auch die Google Suche
oder Googles Browser Chrome mit auf die
Handyspacken.Siemüssendannaber eine
Lizenzgebühr an Google zahlen. Über de-
ren Höhe schweigt sich das Unternehmen
allerdings aus.

Außerdem soll es Handyherstellern
künftigerlaubtsein, imeuropäischenWirt-
schaftsraumauchHandysmitAbwandlun-
gen von Android auszuliefern. Android ist
zwarquelloffen,darf alsovonanderenmo-
difiziert und weitergegeben werden. Goo-

gle hatte das allerdings Herstellern unter-
sagt, die auch Geräte mit vorinstallierten
Google-Apps verkaufen wollten.

Ob das die Forderungen derEUwirklich
erfüllt,wirdsichKommissarinVestagerge-
nau ansehen. In der Praxis könnte es zum
Beispiel ein Problem sein, dass viele Her-
steller mit ihren Smartphones nicht viel
verdienen.SchrumpftendieMargendurch
eine neueGoogle-Lizenzgebührweiter zu-
sammen,werden sichwohl vielewohl oder
übel dazu entscheiden, zu den Google-
Apps, die vieleNutzer sichwünschen, auch
den Browser Chrome und die Suche zu in-
stallieren. Der Zwang wäre dann keiner,

der mit Lizenzen ausgeübt wird (Wer die
Suche nicht installiert, darf keine anderen
Google-Apps installieren), sondern über
Gebühren. Entscheidend wird folglich
sein, wie hoch Google diese Gebühr veran-
schlagt.

Android-Chef Hiroshi Lockheimer un-
terstrich im Firmenblog, dass Google die
Darstellung der Kommission weiter zu-
rückweise. Während der Widerspruch vor
Gericht jahrelang durch die Instanzen ge-
hen kann, muss Google die Forderung der
EUnacheinerÄnderungdesGeschäftsmo-
dells in Europa jedoch schon jetzt umset-
zen. helmut martin-jung

Berlin – Der millionenschwere Rechts-
streit des privaten Autobahnbetreibers A1
Mobil gegen den Bund geht in die nächste
Runde. Nach Informationen der Süddeut-
schen Zeitung hat der Betreiber vor dem
Oberlandesgericht Celle Berufung einge-
legt. Das Unternehmen geht damit gegen
das Anfang September verkündete Urteil
des Landgerichts Hannover vor. Die Rich-
ter hatten dort eine 780 Millionen Euro
Schadenersatzforderung von A1 Mobil zu-
rückgewiesen.

In demVerfahren geht es darum, ob der
BunddemvonderPleitebedrohtenBetrei-
ber einen Ausgleich für infolge der Wirt-
schaftskrise eingebrochen Mauteinnah-
men zahlen muss. Nach Meinung des Ge-
richts in Hannover hat der Betreiber je-
doch das „Verkehrsmengenrisiko“ über-
nommen. Die A1 Mobil hatte ein lange als
Prestigeprojekt gefeiertes Teilstück der A1
zwischen Hamburg und Bremen zwischen
2008und2012auf73Kilometernsechsspu-
rig ausgebaut – auf eigene Kosten. Im Ge-
genzug sollte der Gesellschaft über drei
Jahrzehnte einGroßteil der Lkw-Mautein-
nahmenzufließen.DieA1galt langealsVor-
zeigevorhabendes öffentlich-privatenAu-
tobahnbaus. Noch nie gelang der Ausbau
bei einem so langen Autobahnstück in so
kurzer Zeit.

Doch weil die Finanzkrise die Konjunk-
tur und damit den Güterverkehr einbre-
chen ließ, gingen auch die Erlöse zurück
und A1 Mobil bekam deutlich weniger
Geld. Die Autobahngesellschaft hatte dar-
aufhin denBund verklagt, auch, umdie ei-
genePleiteabzuwenden. Insgesamtforder-
tesie778MillionenEuroanAusgleichszah-
lungen.DieBundesregierung lehntedies je-
doch strikt ab.

Die Autobahngesellschaft A1 Mobil traf
das Urteil der Hannoveraner Richter wirt-
schaftlich hart. Nach eigener Einschät-
zung geht es seit Beginn des Streits um ei-
ne„existenzbedrohendeSituation“.FürBe-
obachter war offen, ob die Gesellschaft
überhaupt einen Rechtsstreit bis zum En-
de durchhalten würde. Nach Angaben des
Unternehmens gilt dies nun als sicher.
Man habemit den finanzierenden Banken
ein Stillhalteabkommen unterzeichnet,
sagte Geschäftsführer Ralf Schmitz am
Mittwoch. Zu denBanken zählenunter an-
derem Unicredit, Commerzbank und WZ-
Bank. Für die Dauer des Abkommens bis
EndeDezember2021stellendieBanken ih-
reForderungenzurück.DasBerufungsver-
fahren könnte Mitte des nächsten Jahres
beginnen.  markus balser
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Im November geht es mit VW los: Eine neue Verbandsklage

soll Verbrauchern im Streit mit Unternehmen helfen.

Recht zu bekommen, kann trotzdem lange dauern

Gebühren für Google-Apps
Wie der Internetkonzern verhindern will, dass er die Milliardenstrafe der EU bezahlen muss

München – Siemensmuss offenbar auf
einen großen Teil eines staatlichen
Milliardenauftrags für den Aufbau der
Energieversorgung im Irak verzichten.
Die US-Regierung habe zugunsten des
amerikanischen Rivalen General Elec-
tric Druck auf Bagdad ausgeübt – wohl
mit Erfolg, wie die Financial Times
berichtet. GE könnte den Erfolg womög-
lich schonmit den Geschäftszahlen für
das dritte Quartal Ende Oktobermel-
den, hieß es weiter. Bei Siemens habe
man die Hoffnung aber noch nicht auf-
gegeben, die Gespräche gingen weiter,
sagte ein Sprecher. Vorstandschef Joe
Kaeser war im September eigens nach
Bagdad gereist, ummit dem damaligen
Regierungschef Haider al-Abadi über
den Auftrag zu sprechen. Seit Anfang
Oktober ist aber Adel AbdulMahdi Mi-
nisterpräsident. DerMünchner Indus-
triekonzern könntemit dem auf rund
elfMilliarden Euro veranschlagten
Auftrag seine schwächelnde Energie-
Sparte besser auslasten. reuters

Frankfurt – Die Deutschen haben trotz
Zinsflaute so viel Geld beiseite gelegt
wie noch nie – und es wird stetigmehr.
Das Geldvermögen der Privathaushalte
stieg zum Ende des zweiten Quartals
auf 5977Milliarden Euro, gut 80Milliar-
den Euromehr als in den ersten drei
Monaten des Jahres, teilte die Bundes-
bankmit. Der Zuwachs erklärt sich zum
einen damit, dass die Deutschen sehr
viel sparen: Der Bankenverband BVR
berichtete kürzlich von einemAnstieg
der Sparquote auf 10,2 Prozent. Von
100Euro Einkommenwerden also gut
10Euro gespart. Zum anderen profitie-
ren Besitzer von Aktien oder Fonds von
Gewinnen an denMärkten. Besonders
oft horten hiesige Sparer aber nachwie
vor Bargeld oder parken es auf Giro-
und Tagesgeldkonten. Unter dem Strich
wuchsen die Vermögen allein hier um
gut 43Milliarden Euro. dpa

Karlsruhe –Mieter können eine einmal
erteilte Zustimmung zurMieterhöhung
nicht widerrufen. Das 14-tägigeWider-
rufsrecht bei sogenannten Fernabsatz-
verträgen gilt nicht, urteilte der Bundes-
gerichtshof. (AZ: VIII ZR 94/17) In dem
Fall hatte eine Berliner Immobilienge-
sellschaft von einemMieter die Zustim-
mung zurMieterhöhung verlangt. Die
Netto-Kaltmiete sollte danach vonmo-
natlich 807 auf 929 Euro steigen. Der
Mieter stimmte zu, widerrief aber kurze
Zeit später. Er zahlte die höhereMiete
für zehnMonate daher nur unter Vorbe-
halt. Gerichtlich forderte er die ver-
meintlich zu viel gezahlten 1211,80 Euro
zurück. Er habe schließlich die Zustim-
mung zurMieterhöhung widerrufen.
Nach demWiderrufsrecht bei Fernab-
satzverträgen könnten Verbraucher den
Widerruf innerhalb von 14 Tagen ohne
Angaben von Gründen erklären. epd

Kopenhagen – Die im Zentrum eines
Geldwäsche-Skandals stehende Danske
Bankmuss einen neuen Vorstandschef
suchen. Die zuständige Finanzmarkt-
behörde lehnte den vom Institut vorge-
schlagenen Jacob Aarup-Andersen

(FOTO: IMAGO) ab, wie die Bankmitteilte.
Für den Job fehle es dem40-Jährigen
demnach an Erfahrung inmehreren
Geschäftsbereichen der Bank. Aufsichts-
ratschef Ole Andersen sagte, das Kon-
trollgremium stehe bereits in Kontakt
mit anderen Kandidaten. Der frühere
Chef Thomas F. Borgen war im Zuge des
Skandals um die estnische Danske-Nie-
derlassung im September zurückgetre-
ten. Eine Untersuchung hatte ergeben,
dass der Großteil der zwischen 2007
und 2015 über Estland geflossenen
200Milliarden Euro verdächtig war.
Staatsanwälte in Dänemark, Estland
und den USA ermitteln. reuters

München –Der schwäbische IT-Dienst-
leister Bechtle versorgt EU-Behörden
und -Institutionen fünf Jahre langmit
Software, den nötigen Lizenzen und
technischer Unterstützung. Das Unter-
nehmen hat nach eigenen Angaben eine
Ausschreibung der EU-Kommission
gewonnen, die den Kauf von Lizenzen
undDienstleistungen für bis zu 52Milli-
onen Euro pro Jahr umfasst. „Es han-
delt sich um die umfangreichste Soft-
wareausschreibung der EU in den letz-
ten Jahren“, erklärte der IT-Dienstleis-
ter aus Neckarsulm. Der bis 2025 laufen-
de Rahmenvertrag umfasse 50 EU-Insti-
tutionen und 30 Dienststellen in 28
Ländern. Abgewickelt werden die Auf-
träge von der Niederlassung in Brüssel,
wo Bechtle seit 2012 vertreten ist. Der
Auftrag trieb die imM-Dax notierte
Bechtle-Aktie zeitweise um 2,3 Prozent
nach oben. reuters

Unterlagen zeigen: Deutschland
hat bei der Bewerbung für
die Aufsicht geschlampt

Zu sehr mit sich beschäftigt
Seit einem Jahr ist klar: die Europäische Bankenaufsicht zieht nach Paris. Frankfurt ist immer noch sauer, Berlin ist es egal
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Die Europäische Bankenaufsichtsbehör-
de (Eba) in London muss im Zuge des Bre-
xit in die EU umziehen. FOTO: F. AUGSTEIN/AP

Gerichtssaal in Dresden: Auch nach einer gewonnenen Musterklage gibt es nicht automatisch Geld.  FOTO: ARNO BURGI / DPA
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